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Verkündet

am 18° Fehr° 1964

I m N a m e n d e s V 0 l k e
9

In sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: “

g e_g e n

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin
31, Ruhrstraße 2,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 18° Februar 1964 an der mit—
gewirkt haben

ISenatspräsident -Dr. H a u e i s e n
' als Vorsitzender,

Bundesrichter 840
n n e n b e r g und

’Bundesrichter _»' Dr. B u s s
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr. N e u m a n n und

Bundessozialrichter R u n d g e b u r t

als ehrenamtliche RiChter;xn

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteihischen Landessozialgerichts

vom 26. April 1962 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen„

_2_\
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Der „ 1954 verstorbene Ehemann der Klägerin ent—
'richtete insgesamt 106 Monatsbeiträge

zur Angestelltenver-

si0herung (AV), den letzten Beitrag bereits im Jahre 1929°

"Den Antrag der Klägerin auf Witwenrénte
vom 210 September

1956 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 13° Dezember 1956

ab, weil die Anwartschaft erloschen (@ 32 AVG aF i.Vom°
@ 1264 Abs. 1 Reichsversicherungsordnung —RVO—aF) und die
Halbdeckung (5 32 AVGaF i.v„m° 5 1256RVOaF} von 204 Bei—
tragsmonaten nicht erreicht sei° Der Bescheid blieb undn$e=

fochten° ' ' " ‘

Die Klägerin beantragte am 140 März 1960 erneut die Gewäh—

rung der Witwenrente° Die Beklagte lehnte diesen Antrag mit

Bescheid vom 1. April 1960 ab, weil der Antrag auf Überprü—

fung des bindend gewordenen Bescheides nach Art° 2 545 des

Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) nur
bis zum 31° Dezember 1958 zulässig gewesen seio

Mit der Klage machte die Klägerin geltend, die Beklagte ver—

stoße gegen Treu und Glauben, wenn sie ihr nur wegen Ver—

säumung der Antragsfrist die Rente verweigere, die ihr

nach den für sie günstigeren Vorschriften den Neuregelunge—

gesetzes zustehe; sie habe die Frist unversohuldet versäumt?

Die Klage und die Berufung der Klägerin waren ohne Erfolg

(Urteile des Sozialgerichts Lübeck vom 22, Juni 1961 und"
des Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts —LSG£

vom 260 April 1962)°

Mit der — vom LSG zugelassenen _ Revision beantragte die

Klägerin ,
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_ 3 „

die Entscheidungen der Vorinstanzen aufzuheben

und die Beklagte zu verurteilen, ihr durch

Bescheid seit dem 1° Januar 1957 Witwenrente

zu gewährenß

Die Klägerin rügte Verletzung des Art. 2 9 43 AnVNG°

Die Beklagte beantragte,

.
die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist zulässig (55 162Abs. 1 Nro 1, 164SGG),
sie ist jedoch nicht begründet„

Zu Recht haben die Vorinstanzen dem Klagebegéhren nicht

entsprochen° Der erste Antrag der Klägerin auf Witwen—

rente ist durch den — bindend gewordenen — Bescheid der

Beklagten vom 13° Dezember 1956 abgelehnt worden, weil

die Voraussetzungen für eine Rente — nach dem damals gel—

tenden Recht — nicht erfüllt gewesen sind° Nach Art. 2

5 43 AnVNGhat die Klägerin "nur" bis zum 31. Dezember
1958 die "Nachprüfung" beantragen können, ob die Vor—
schriften des AnVNG "für sie günstiger sind" und damit

die Gewährung einer Rente gestatten. Die Klägerin hat

aber vor Ablauf dieser gesetzlichen Frist keinen Antrag

auf "Nachprüfung" gestellt; sie hat damit das Recht auf

Nachprüfung verloren und kann sich seit dem 1° Januar

1959 nicht mehr auf die Regelung im neuen Recht berufena

Für diesen Rechtsverlust ist es unerheblich, ob die

Klägerin die Frist für den Nachprüfungsantrag aus Un—

kenntnis der neuen Vorschriften oder aus sonstigen

Gründen ohne ihr Verschulden versäumt hat°
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„ 4 i

„
Die zur Nachprüfung "bindend abgelehnter Leistungsanträge"

in Art° 2 $ 43 AnVNG gesetzte und am 31, Dezember 1958 ab“
gelaufene Frist ist eine materiell;rechtliche Au5schlußfrist,

sie kann weder im Wege der Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand als gewahrt gelten noch aus Billigkeitserwägungen un—
beschtet bleiben, Dies hat der 4, Senat des Bundessozialge—

richte (BSG) bereits in seiner Entscheidung zu der ent=

sprechenden Vorschrift des Gesetzes zur Neuregelung der Ren“

tenversicherung der Arbeiter (Art, 2 5 44 ArVNG) dargelegt

-(Urt° vom 14° Juni 1962, SozR Nr° 9 zu Art, 2 5 44 ArYNG),

Der 12° Senat des BSG ist in seinem Urteil vom 200 Juli 7962

— 12/3 RJ 112/61 —’der Auffassung des 40 Senats beigetreteno
Auch der erkennende Senat schließt sich dieser Ansicht ani

Soweit die Klägerin mit der Revision geltend macht9 der Auf—

fassung des 40 und des 12° Senats stehe die Entscheidung des

Großen Senats vom 9° Juni 1961 (BSG 14, 246) entgegen, kann

der Senat dieser Auffassung nicht folgen, Die rechtlichen Er—

wägungen, aus denen der Große Senat geschlossen hat, daß die

Frist des 5 58 Abs° 1 des Bundesversorgungsgesetzés (BVG? aF
' nicht gelte, wenn die Voraussetzungen des verspätet angemel—

deten Versorgungsanspruchs zweifelsfrei gegeben sind, treffen

auf die Frist des Art. 2'5 43 AnVNG nicht zu;
die "Funktion"

dieser Frist ist eine andere als die "Funktion" der Vorschrift

des 5 58 Abs° 1 BVG aF°
‘

!

Die Fristvorschrift des Art. 2 5 43 AnVNG verfolgt nicht
'— wie jedenfalls überwiegend @ 58 Abs° 1 BVG aF — den Zweck,

_
den Versicherungsträger wegen der Schwierigkeit der Aufklä—

rung länger zurückliegender Vorgänge vor unbegründeten An—

sprüchen zu schützen; bei ihr steht vielmehr, wie sich schon

aus ihrer Einordnung in die "Übergangsvorschriften" (Art° 2
AnVNG) eindeutig ergibt, der "Ordnungscharakter" im Vorder—

grund; der Antrag auf Nachprüfung "abgeschlossener Versichew
rungsverhältnisse" soll an eine bestimmte Frist gebunden
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i 5 „

sein, weil die "Altfälle", welche die Vorschrift des

Art, 2 5 43 in die Neuregelung einbezieht (vgl° hier—

zu auch BSG 14, 95, 97), dem Wesen einer Übergangsrege-

lung entsprechend alsbald abgewickelt werden sollen°

Daß die Beklagte sieh auf die Fristvorschrift des Art.

2 @ 43 AnVNG beruft, ist daher auch dann keine "unzu:isalgc

lässige Rechtsausübung", wenn die Klägerin die Frist un»

verschuldet versäumt hat und wenn im Falle der rechtzei-

tigen Stellung des Nachprüfungsantrags eine Rente
zu ge—

währen gewesen wäre° '

Die Vörschrift des Art, 2 9 43 AnVNGverstößt auch nicht
« wie die Revision entgegen den Ausführungen des 4„ und

des 120 Senats meint - gegen das Grundgesetz (Art° 3 GG)°

Das BSGhat wiederholt entschieden (BSG11, 278; 14, 95, 97),
daß es dem Gesetzgeber im allgemeinen überlassen bleibt,
Gesetze mit Wirkung nur für die Zukunft zu erlassen und

neu eingeführte Vergünstigungen, insbesondere auch solche

.
mit finanziellen Auswirkungen, nicht beliebig weit zurück

auf abgeschlossene, in der Vergangenheit liegende Sachver-

halte (vorher eingetretene Versicherungsfälle) auszudehnen;

um in solchen "Altfällen" alsbald klare Verhältnisse zu

schaffen, kann der Gesetzgeber die Anwendung des neuen

Rechts darüber hinaus davon abhängig machen, daß die be-

günstigten Personen die neu verliehenen Rechte inner—

halb einer angemessenen Frist — hier von nahezu zwei Jah—
ren

— geltend machen; dies gilt besonders dann, wenn der

Leistungsantrag nach altem Recht bereits rechtskräftig

oder bindend abgelehnt worden war° Die ungleiche Behand—

lung Von Versicherten, die den Antrag in der gesetzlichen

Frist gestellt haben, und von anderen Versicherten, die

dies nicht getan haben, ist weder Willkürlich noch sach—

fremd; sie entspricht vielmehr dem Zweck der Neuregelung
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_ 6 _

(vglo hierzu besonders BSG 14, 95, 97, 98)0

Die Revision ist danach als unbegründet zurückqueiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGGo
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